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Liefern wir Ulbricht 
ein Alibi?

OS. Die Preiswelle, die über die Bun­
desrepublik hereingebrochen ist, hat die 
Kommunisten der „DDR" in helle Begei­
sterung versetzt. Tagtäglich kann der 
mitteldeutsche Bürger in seinen Zeitun­
gen lesen, was in der Bundesrepublik 
wieder teurer geworden ist und um wie­
viel. Da die bundesrepublikanischen 
Preise für gewisse Grundnahrungsmittel 
heute schon wesentlich höher liegen als 
in der „DDR", können sogar in einer 
Reihe von Fällen direkte Vergleiche ge­
bracht werden.

Der Freudentaumel, in den die SED 
hineingerät, steigert sich mit jeder Hiobs­
botschaft, die auf den bundesrepublikani­
schen Bürger einstürmt. Zwei Gründe 
sind es, die es der Abteilung Agitation 
im Zentralkomitee der SED eingaben, 
eine zentrale Weisung zu erlassen, wo­
nach alle Zeitungen täglich im Nachrich­
ten- und Kommentarteil auf diese Ent­
wicklung einzugehen haben:
1. Sollen damit Versorgungsengpässe in 

der „DDR" überspielt werden, die sich 
durch das vorzeitige Hereinbrechen 
des Winters wieder eingestellt ha­
ben;

2. Soll die Lage genutzt werden, um 
jetzt zu einer erheblichen Verstärkung 
der Infiltrationsarbeit unter Einschal­
tung breiterer Kaderschichten zu ge­
langen.

Bei objektiver Betrachtung der Ent­

wicklung bei uns kann zwar nicht die 
Rede davon sein, daß Pankow jetzt eine 
Chance hätte, die Bundesrepublik im 
Lebensstandard einzuholen, aber zweifel­
los ist es richtig, daß sich mit jeder 
neuen Preiserhöhung die Schere zwischen 
hüben und drüben ein wenig schließt. 
Diese Tendenz, die nicht das Verdienst 
kommunistischer Wirtschaftspolitik in der 
„DDR", sondern die Schuld von Fehlern 
und Versäumnissen der Wirtschafts­
politik in der Bundesrepublik ist, gibt der 
Propaganda der SED Aufwind.

Offenbar werden im Zentralkomitee 
bereits konkrete Pläne geschmiedet, wie 
man die Situation ausnutzen kann. Es 
wurde die Weisung herausgegeben, um­
gehend die sogenannten gesamtdeutschen 
Gespräche, die von „DDR"-Delegationen 
in der Bundesrepublik seit einiger Zeit 
geführt werden, erheblich zu verstärken. 
Auch das Risiko, daß ein Teil der Dele­
gationen vorläufig festgenommen und 
wieder über die Grenze abgeschoben 
wird, schreckt jetzt nicht mehr. Eine 
zweite Weisung, die bereits in Kraft ge­
setzt wurde, sieht die verstärkte Einla­
dung westdeutscher Delegationen in die­
sem Winter vor. Die Mittel für solche 
von der SED gesteuerten Delegationen 
waren für 1965 erheblich gekürzt wor­
den, weil man gewisse Zweifel an der 
Wirksamkeit hatte, jetzt aber sind die 
Bedenken gefallen. Es sollen jetzt neben 
der „Deutschen Arbeiterkonferenz" zahl­
reiche Treffen in allen Bezirken der 
„DDR" stattfinden, auf denen im Zeichen 
der „westdeutschen Krise" die „Über­
legenheit der sozialistischen Gesell­
schaftsordnung" in Mitteldeutschland ge­
priesen wird.



Diese Dinge müssen einmal gesagt und 
geschrieben werden, weil Deutschland 
kein beliebiges Land ist, das sich ab und 
an Rückschläge leisten kann. Auf deut­
schem Boden, in einem Volke, wird der 
Wettkampf zweier Systeme ausgetragen. 
Nicht nur die Deutschen selbst sind da­
von betroffen, sondern viele Augen aus 
der gesamten Welt schauen auf diesen 
Wettkampf, weil hier in einem vergleich­
baren Raum und von vergleichbaren Aus­
gangspositionen Wertmaßstäbe konfron­
tiert werden. Ohne in Panik zu machen 
oder einer Schwarzmalerei das Wort zu 
reden, die im Augenblick trotz aller 
Peinlichkeiten nicht angebracht ist, muß 
darauf verwiesen werden, daß wir es mit 
einem Gegner zu tun haben, der jeden 
Fehler, den wir machen, rücksichtslos 

ausnutzt. Und jeder Fehler, den wir be­
gehen, ist gleichsam unter dem Aspekt 
der Verzahnung ganz Deutschlands und 
des Wettbewerbs der Systeme ein Feh­
ler in der gesamtdeutschen Politik, weil 
er unsere Erfolgscharicen und unsere 
Glaubwürdigkeit erschüttert.

Wer in Deutschland Politik macht, muß 
-davon ausgehen, daß diese Zusammen­
hänge bestehen und ins Auge springen. 
Sie werden anders registriert und anders 
ausgeschlachtet, als wenn in Italien, 
Frankreich oder wo immer ein Rückschlag 
eintreten mag. Hoffen wir, daß die Regie­
rung in Bonn diesen inneren Zusammen­
hang der Dinge in Deutschland erkennt 
und sich aus diesen Gründen zum Han-( 
dein entschließt, wenn sie es aus anderen 
Gründen schon nicht will.

Minen gegen das 
„Allied Travel-Board"

OS. Die Ostberliner Regierungs- und 
Parteistellen waren in den letzten Wo­
chen sehr aktiv, um die Stellung des 
„Allied Travel-Board" in Westberlin 
entscheidend zu schwächen. Dieses Amt, 
das über die Einreise von „DDR"-Bür- 
gern in die westlichen Länder zu ent­
scheiden hat und nicht selten Reise­
anträge von Funktionären kurzerhand 
ablehnte, wird von Ostberlin als ein 
„Überbleibsel aus der Besatzungszeit" be­
zeichnet. Ohne die Barriere dieses alliier­
ten Amtes könnte die „DDR"-Regierung 
ihre Beauftragten weniger kontrolliert 
als bisher ins Ausland entsenden. — 
Vertrauliche Berichte aus Ostberlin las­
sen erkennen, daß offensichtlich schon in 
naher Zukunft ein neuer Vorstoß gegen 
das Amt geplant ist, wobei die Sowjet­
regierung Hilfestellung leisten soll. Be­
reits der Besuch des britischen Außen­
ministers in der Sowjetunion soll dazu 
ausgenutzt werden, überdies haben Re­
gierungsstellen der „DDR" in den letzten 
Wochen nichts unversucht gelassen, um 
durch Einflußnahme auf Besucher aus 
England den Boden für eine solche 
Aktion vorzubereiten.

Wenn bisher die SED in erster Linie die 
Westberliner Kontrollinstanz der Alliier­
ten durch eine Kampagne zu unterminie­
ren versuchte, bei der sie anläßlich von 
Messen und Ausstellungen wiederholt 
von Auslands-Besuchern spektakulär die 
Forderung nach Beseitigung des „Allied 
Travel-Board" erheben ließ, so hat sie in 
letzter Zeit eine leisere Taktik ein­
geschlagen. Gespräche, die seit Septem­
ber in Ostberlin mit Besuchern aus Eng­
land geführt wurden, haben Ostberlin 
offensichtlich recht zuversichtlich ge­
stimmt. So erwartet man von Unter­
redungen, die man z. B. mit dem Erz­
bischof von York, Dr. Donald Coggan 
und dem Probst von Coventry zuwege 
brachte, einen positiven Einfluß auf die 
britische Regierung. Man verweist in die­
sem Zusammenhang vor allem auf diel 
guten Beziehungen, über die der hohe 
Geistliche aus Coventry zur Ministerial- 
bürokratie in London verfügen soll. Of­
fenbar wurden von Seiten dieser Gäste 
aus Großbritannien Zusagen gemacht.

Auch die am 4. Oktober nach Potsdam 
gekommenen 40 Besucher aus Großbri­
tannien, bei denen es sich u. a. um Ab­
geordnete, Gewerkschafter und Kommu­
nalpolitiker handelte, sind in Einzel- und 
Gruppengesprächen entsprechend beein­
flußt worden. Die SED-gesteuerte 
„Deutsch-Britische Gesellschaft“ schuf für
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Pankow den geeigneten Boden für einen 
Vorstoß in dieser Richtung.

Die Einschaltung der britischen Kirchen­
männer in die Kampagne gegen das 
Travel-Board hatte im Sommer ein Vor­
spiel auf dem Weltfriedenskongreß in 
Helsinki, auf dem der Thüringische Lan­
desbischof Dr. Mitzenheim nicht nur auf 
dem Kongreß selbst das Amt als ein In­
strument der „westlichen Kreuzzugs­
ideologie" anprangerte, sondern auch in 
mehreren Gesprächen mit Freunden aus 
England in der gleichen Richtung wirkte.

Ostberlin ist bei seinen Bemühungen, 
das „Allied Travel-Board" zu umgehen,

Die Rote Armee 
klagt über

_ mangelnde Moral
OS. Nachts klettern sie über die Kaser­

nenzäune, um zu trinken oder sich mit 
Mädchen zu amüsieren. Tagsüber drük- 
ken sie sich vom Dienst, so gut es eben 
möglich ist. Dies ist das Bild vieler So- 
wjetarmisten, das zur Zeit in der Union 
heftig kritisiert wird. Aber nicht das Ver­
halten dieser Arbeiter- und Bauernjungen 
allein ist es, das den Kritikern Anlaß 
zum Zorn gibt: die Unterführer und Kom­
mandeure, Mitglieder der Partei zumeist, 
drücken beide Augen zu, wenn ihnen 
solche Tatsachen bekannt werden. 
„Nitschewo", so lautet ihr Kommentar, 
und die Partei bezeichnet dies als die 
Position der „Nichteinmischung", von der 

■ie Kommunisten in der Sowjetarmee 
endlich hinunter müßten.

Der Fall des Kommunisten Uschanow 
wurde als typisches Beispiel hochgespielt. 
Dieser chargierte Soldat betrank sich 
mehrfach, und er wußte von den trunkenen 
Delikten des Gemeinen Abischew. Und 
weil eine Hand die andere wäscht, kom­
mandierte Uschanow den Abischew zu 
einer Auswahlsportmannschaft, wo dieser 
wenig Dienst machen mußte, aber mehr 
Zeit für seine diversen Freizeitvergnü­
gungen fand.

Nun gelten in den Augen der Armee­
moralisten Uschanow und Abischew 

bisher keineswegs immer erfolglos ge­
wesen. So wird darauf hingewiesen, daß 
z. B. zu den Trauerfeiern für Thorez und 
Togliatti hohe „DDR"-Funktionäre nach 
Frankreich und Italien entsandt werden 
konnten, ohne daß die Regierung der 
beiden Länder die Einreise, die unter 
Umgehung des „Allied Travel-Board" 
stattfand, verhindert hätte. Auch die 
Tatsache, daß die zum Konzil nach Rom 
gefahrenen Bischöfe der „DDR" ohne die 
Genehmigung des Amtes in Italien ein­
reisen konnten, hat im Hinblick auf die 
neuen Pankower Spekulationen ein gro­
ßes Gewicht.

schon als schwarze Schafe, aber schlim­
mer noch wird das Verhalten ihres Vor­
gesetzten Dmitrijew gewertet, der um 
die Dinge wußte, aber nicht eingriff. Er 
wollte sich Ärger ersparen und drückte 
beide Augen zu. Nicht mit Unrecht stellt 
die „Krassnaja Swesda", das Organ der 
Armee, die Frage, was denn aus Diszi­
plin und Ordnung werden solle, wenn 
einer die Undiszipliniertheit des anderen 
decke? „Audi die höheren Offiziere ver­
halten sich neutral", murrt das Blatt, das 
offenbar genau weiß, wie wenig sich 
solche Schlampereien im Kompaniebereich 
beschränken. Das geht höher, ins Batail­
lon, ins Regiment und noch weiter hin­
auf.

In der Armee werden, ähnlich wie in 
der Wirtschaft — Wettbewerbe ausge­
schrieben, um die Leistungen zu stärken 
und die Disziplin zu festigen. Und •— 
ebenso der Wirtschaft gleichend — hat 
sich ein System entwickelt, wie man sich 
selbst betrügt. Um gute Wettbewerbs­
ergebnisse (und entsprechende Belohnun­
gen) zu erzielen, werden günstigste Be­
dingungen gezaubert, in denen man ohne 
Schwierigkeiten zu Höchstleistungen auf­
laufen kann (es ist ein Unterschied, ob 
ein Ziel 250 oder 1000 m vor dem 
Schützen liegt, ob der Schütze ausge­
laugt oder völlig frisch zum Schuß 
kommt). Die höheren Offiziere jedoch 
halten beide Augen zu: „Die Kompanie­
chefs sind im Wettbewerb Verpflichtun­
gen eingegangen, sollen sie sehen, wie 
sie diese auch erfüllen ..."
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NVA-Soldaten 
im
Feuer der Kritik__

OS. Es ist kein Geheimnis, daß sich 
Pankows Verteidigungsminister, General 
Hoffmann, schwere Sorgen um die „poli­
tisch-moralische Haltung" seiner NVA- 
Soldaten macht. Vor allem zeigt sich in 
den Einheiten des NVA-Kommandos 
Grenze, daß nicht wenige der jungen 
Männer, die vor ihrem Einsatz einer be­
sonderen politischen Überprüfung unter­
zogen wurden, den Schießbefehl ihrer 
Kommandeure häufig umgehen und da­
mit immer wieder Fluchtversuche von 
Zonenbewohnern nach dem Westen er­
möglichen. Die Zahl der NVA-Soldaten, 
die selbst nach dem Westen überlaufen, 
liegt zur Zeit bei monatlich zwanzig.

Aus Berichten geflüchteter Soldaten 
geht hervor, daß man sich zu drakoni­
schen Maßnahmen entschlossen hat. So 
sollen in den letzten Monaten in den 
Grenzbrigaden mehrere Kommandeure 
abgelöst worden sein, da in ihrem Be­
fehlsbereich immer wieder Fluchtfälle zu 
verzeichnen waren. Zahlreiche Verurtei­
lungen von Soldaten zu hohen Zucht­
hausstrafen wurden ausgesprochen, weil 
diesen Soldaten nachgewiesen werden 
konnte, daß sie wohl das ganze Magazin 
ihres Schnellfeuergewehrs auf Flüchtende 
abschossen, aber keinen einzigen Treffer 
zu verzeichnen hatten.

Der seit Jahresbeginn immer wieder 
verstärkte Politunterricht in den Einhei­
ten der Grenzbrigaden — zur Zeit müs­
sen die Soldaten zweimal wöchentlich 
einen halben Tag dieses politischen Drills 
über sich ergehen lassen — ist ohne die 
beabsichtigte Wirkung geblieben. Vertei­
digungsminister Hoffmann kritisierte die­
ser Tage auf einer Kommandeurstagung 
der NVA — ein wie er es nannte — 
„politisches Versagen". Seine Forderung, 
die Soldaten müßten zu „staatsbewußten 
Kämpfern" erzogen werden, geht davon 

aus, daß dieses Erziehungsziel trotz jahre­
langer intensiver Bemühungen noch nicht 
erreicht werden konnte. Wörtlich sagte 
er:

„Wir müssen überzeugend nachweisen, 
daß es für uns unter den gegenwärtigen 
Klassen- und Machtverhältnissen in 
Deutschland nur ein Vaterland geben 
kann: die DDR. Den Soldaten ist beweis­
kräftig vor Augen zu führen, daß die 
DDR die Zukunft der Deutschen Sozia­
listischen Nation verkörpert und diese 
bereits heute aktiv gestaltet."

Hoffmann beklagte das Fehlen eines 
„sozialistischen Wehrmotivs" bei vielen 
seiner Soldaten. Es sei bisher auch nichi 
gelungen, mit der politisch-ideologische^ 
Arbeit in der NVA das Denken, Fühlen 
und Handeln der Armeeangehörigen 
„offensiv zu beeinflussen". So verklausu­
liert Begriffe wie „Mangel an einem so­
zialistischen Wehrmotiv" und „offensive 
Beeinflussung" auch sein mögen, machen 
sie doch eines klar: die negative Haltung 
vieler Soldaten gegenüber ihrem Auftrag.

Ob unter diesen Umständen die von 
Armeegeneral Hoffmann geforderte Um­
stellung im neuen Ausbildungsjahr 
1965/66 eine Änderung in der politischen 
Haltung der NVA-Soldaten herbeiführen 
kann, muß mehr als fraglich bleiben.

Am 26. Dezember 1965 verstarb 
unser Kamerad

Willy Radioff g
(Bezirk Neukölln)

Eingetreten in den F. B. 20. 7. 1951

Im Reichsbanner war er einst
Vorsitzender 
des Ortsvereins Neukölln

Wir werden sein Andenken stets 
in Ehren halten.
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